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Funktionen und Zuständigkeiten

Die Funktionen und Zuständigkeiten des Gerichtshofs wurden im Jahrbuch def
Europäischen Integration 1980 gerafft dargestellt. Im Berichtszeitraum hat sich
daran nichts geändert. Deshalb sei auf die Darstellung im Jahrbuch 1980 ver-
wiesen1.

Zusammensetzung

Mit dem Beitritt Griechenlands zur Gemeinschaft am 1. Januar 1981 erhöhte
sich die Zahl der Richter von bisher 9 auf 10, während die Zahl der Generalan-
wälte mit 4 zunächst unverändert blieb. Um der großen Arbeitsüberlastung des
Gerichtshofs Rechnung zu tragen, hat der Rat mit Beschlüssen vom 30. März
1981 die Zahl der Richter von bisher 10 auf 11 und die der Generalanwälte von
bisher 4 auf 5 ausgeweitet.

Als griechischen Richter ernannten die Regierungen der Mitgliedstaaten
Herrn A. Chloros mit Wirkung zum 1 Januar 1981. Am 9. Februar 1981 er-
nannten die Regierungen Sir Gordon Slynn anstelle des zurückgetretenen
Herrn Pierre Warner zum Generalanwalt und am 3. März 1981 Frau S. Rozes
als Nachfolgerin des zurückgetretenen Generalanwalts Mayras zur Generalan-
wältin. Am 30. März erfolgte schließlich die Ernennung des Franzosen, Herrn
Fernand Grevisse, für die Zeit vom 1. April 1981 bis 6. Oktober 1981 zum 11.
Richter am Gerichtshof und des Niederländers, Herrn P. Verloren van The-
maat, zum 5. Generalanwalt.

Am 31. Dezember 1981 setzte sich der Gerichtshof wie folgt zusammen2:
Präsident: Herr Josse Mertens de Wilmars
Erster Generalanwalt: Herr Francesco Capotorti
Erste Kammer: Präsident: Herr Thymen Koopmans
Richter: Herr Andreas O'Keeffe

Herr Giacinto Bosco
Zweite Kammer: Präsident: Herr Ole Due
Richter: Herr A. Chloros

Herr Fernand Grevisse
Herr Pierre Pescatore (für die Rechtssachen, an denen er mitwirkt)
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Dritte Kammer: Präsident: Herr Adolf Touffait
Richter: Lord Mackenzie Stuart

Herr Ulrich Everling
Generalanwälte: Herr Gerhard Reischl

Sir Gordon Slynn
Frau S. Rozes
Herr P. Verloren van Themaat

Kanzler: Herr P. Heim

Statistisches3

Im Jahre 1981 hat der Gerichtshof 140 Urteile erlassen. Sie betreffen folgende
Gebiete des Gemeinschaftsrechts:
— EGKS: 4,
— EWG: freier Warenverkehr und Zollunion: 31, Niederlassungs- und Dienst-

leistungsfreiheit: 3, Steuerfragen: 8, Wettbewerb: 8, Soziale Angelegenhei-
ten und Freizügigkeit der Arbeitnehmer: 10, Agrarpolitik: 26, Abkommen
nach Art. 220: 5, sonstige: 8,

— Klagen von Bediensteten der Organe: 46.
Der Gerichtshof hat 111 Vollsitzungen abgehalten; die Kammern sind in 151
öffentlichen Sitzungen zusammengetreten.

1981 wurden beim Gerichtshof 323 Rechtssachen (1980: 295) anhängig ge-
macht. Die durchschnittliche Verfahrensdauer hat sich aufgrund des ständigen
Anstiegs der Zahl der Rechtssachen während der letzten vier Jahre verlängert.
Sie betrug im Jahre 1981 für die durch direkte Klagen eingeleiteten Rechtssa-
chen etwa 12 Monate (im kürzesten Falle 7 Monate); auch in den Vorabent-
scheidungssachen belief sich die durchschnittliche Verfahrensdauer auf unge-
fähr 12 Monate.

Wichtige Entscheidungen4

Die folgende Übersicht beschränkt sich auf solche Entscheidungen des Ge-
richtshofs, die für die Entwicklung des Gemeinschaftrechts von allgemeiner
Bedeutung sind.

Grundrechte und allgemeine Rechtsgrundsätze

Zu den aus den allgemeinen Rechtsgrundsätzen abgeleiteten Grundrechten
hatte der Gerichtshof keine Gelegenheit, Stellung zu nehmen. Lediglich zu
Art. 119 EWG-Vertrag, der die Lohngleichheit für Mann und Frau statuiert,
sind zwei Urteile5 ergangen, die die bisherige Rechtsprechung6 bestätigen und
im einzelnen weiterführen.

Verhältnis von Gemeinschaftsrecht zu nationalem Recht

In seinem Urteil vom 7.7.1981 in der Rechtssache 158/80 — „Butterfahrten"7 —
hat der Gerichtshof zur Abrenzung der Zuständigkeiten zwischen der Gerichts-
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barkeit der Gemeinschaft und der Gerichtsbarkeit der Staaten Stellung genom-
men. Das vorlegende Gericht hatte gefragt, ob ein einzelner, der durch mit
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbare nationale Rechtsvorschriften oder
durch die Durchführung einer rechtswidrigen Maßnahme der Gemeinschaft in
seinen Interessen betroffen ist, vor den nationalen Gerichten auf Unterlassung
gemeinschaftswidriger Maßnahmen klagen kann. Der Gerichtshof hat geant-
wortet: „Das durch den Vertrag geschaffene Rechtsschutzsystem, wie es insbe-
sondere in Art. 177 ausgeprägt ist, setzt voraus, daß es möglich sein muß, zur
Gewährleistung der Beachtung unmittelbar wirkenden Gemeinschaftsrechts
von jeder im nationalen Recht vorgesehenen Klagemöglichkeit vor den natio-
nalen Gerichten unter denselben Zulässigkeits- und sonstigen Verfahrensvor-
aussetzungen Gebrauch zu machen, wie wenn es sich um die Gewährleistung
der Beachtung des nationalen Rechts handelte."

Ein weiteres Urteil8 betrifft die Zuständigkeit zum Erlaß von Rechtsnormen
auf dem Gebiet der Seefischerei. Seit dem 1. Januar 1979, dem Ende der in
Art. 102 der Beitrittsakte festgelegten Übergangszeit, sind die Mitgliedstaaten
nicht mehr berechtigt, Maßnahmen zur Erhaltung der Meeresschätze im Rah-
men der gemeinsamen Fischereipolitik autonom zu treffen, weil seit diesem
Zeitpunkt die Zuständigkeit zum Erlaß solcher Maßnahmen vollständig und
endgültig bei der Gemeinschaft liegt. Soweit der Rat die Erhaltungsmaßnah-
men nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fristen getroffen hat, sind die Mit-
gliedstaaten jedoch berechtigt und sogar verpflichtet, vorläufige Erhaltungs-
maßnahmen zu treffen, die möglicherweise durch die Umstände geboten sind.
Wichtig, weil von allgemeiner, über den Anlaß hinausgehender Bedeutung ist
dabei aber die Feststellung des Gerichtshofs, daß ein solches vorläufiges Han-
deln der Mitgliedstaaten jedoch nur im Rahmen einer Zusammenarbeit mit der
Kommission unter Beachtung der allgemeinen Überwachungsaufgabe, die Art.
155 EWG-Vertrag der Kommission zuweist, zulässig ist. Dieses bedeutet, daß
die Mitgliedstaaten vor der Einführung solcher Maßnahmen die Zustimmung
der Kommission einholen müssen.

Verwaltungsrecht und Prozeßrecht
In einer Reihe von Urteilen hat der Gerichtshof zu wichtigen Problemen des
allgemeinen (Gemeinschafts-)Verwaltungsrechts und des Prozeßrechts Stel-
lung genommen.

Das erste Problem betrifft die dem Rechtsschutz des einzelnen dienende
Pflicht zur Begründung von Rechtsakten. Dazu hat der Gerichtshof in einem
der ersten Urteile zu dem Produktionsquotientensystem für Stahl entschieden9,
daß bei einer individuellen Entscheidung nach dem EGKS-Vertrag eine sum-
marische Begründung genügt, wenn sie der Durchführung einer ordnungsge-
mäß erlassenen und detaillierten allgemeinen Entscheidung dient. Damit be-
kräftigt der Gerichtshof seine Auffassung, die er in einem weiteren Urteil aus
dem Jahre 198110 unterstrichen hat, daß die Pflicht zur Begründung von
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Rechtsakten der Gemeinschaft von der Art des Rechtsaktes und von den Um-
ständen abhängt, unter denen er erlassen wurde.

Das zweite Problem betrifft die Haftung der Gemeinschaft für rechtswidriges
normatives Handeln nach Art. 215 Abs. 2 EWG-Vertrag, die der Gerichtshof
seit seinem berühmten „Schöppenstedt-Urteil" aus dem Jahre 19711! aner-
kannt hat. In einem Urteil vom 17. 12. 198112 faßt er noch einmal die dafür
maßgeblichen Gesichtspunkte dahin zusammen, daß Voraussetzung für die
Haftung der Gemeinschaft das Vorliegen eines Tatbestandes ist, dessen Merk-
male die Rechtswidrigkeit des den Organen zur Last gelegten Verhaltens, das
Vorliegen eines Schadens und das Bestehen eines Kausalzusammenhangs zwi-
schen diesem Verhalten und dem geltend gemachten Schaden sind. Sofern der
Schaden durch einen Rechtsetzungsakt verursacht worden ist, kann die Haf-
tung jedoch nur durch eine „hinreichend qualifizierte Verletzung einer höher-
rangigen, dem Schutz der einzelnen dienenden Rechtsnorm" ausgelöst werden.

Drittens hat der Gerichtshof13 seine frühere Rechtsprechung bestätigt, daß
im Rahmen einer gegen die individuelle Entscheidung gerichteten Nichtigkeits-
klage die Rechtswidrigkeit bestimmter Vorschriften der allgemeinen Entschei-
dung nur geltend gemacht werden kann, wenn die individuelle Entscheidung
auf den Vorschriften beruht, deren Rechtswidrigkeit geltend gemacht wird.

Viertens hatte der Gerichtshof sich mit der Frage zu befassen, ob schon eine
vorbereitende Maßnahme der Kommission mit der Nichtigkeitsklage nach Art.
177 EWG-Vertrag angefochten werden kann. Es handelte sich um eine Mittei-
lung der Kommission an ein Unternehmen, daß sie gegen dieses ein Verfahren
wegen möglicher Verstöße gegen das Verbot des Mißbrauchs einer markt-
beherrschenden Stellung nach Art. 86 EWG-Vertrag eingeleitet hat. Der
Gerichtshof hat die dagegen gerichtete Klage als unzulässig abgewiesen14, weil
eine solche Klage den Gerichtshof zur Entscheidung über Fragen zwingen
könnte, zu denen die Kommission sich noch nicht hat äußern können. Dieses
aber wäre mit der Kompetenzverteilung zwischen Kommission und Gerichtshof
unvereinbar.

Gemeinsamer Markt

Zur ständigen Praxis der Rechtsprechung des Gerichtshofs gehört die Ausle-
gung von Einzelfragen des materiellen Gemeinschaftsrechts. Von den im Jahre
1981 dazu ergangenen Entscheidungen sind die folgenden hervorzuheben:

Seit 1974 hat der Gerichtshof eine umfangreiche Rechtsprechung zu der Fra-
ge entwickelt, ob nationale Maßnahmen, die dem Schutz der Gesundheit, der
Sicherheit und anderer Rechtsgüter dienen, nach Art. 30 EWG-Vertrag verbo-
ten sind, weil sie die gleiche Wirkung wie mengenmäßige Beschränkungen ha-
ben, also Handelshemmnisse darstellen, oder erlaubt sind, weil sie unter die
Ausnahmevorschrift des Art. 36 EWG-Vertrag fallen. Auch im Jahre 1981 hat
er dazu eine Reihe von Entscheidungen gefällt. Sie betreffen die Anteile von
Trockenmassen im Brot15, die Verwendung eines Konservierungsstoffes16, das

102 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Der Gerichtshof

Nachtbackverbot17, die Vermarktung von Essig, der nicht aus Wein gewonnen
ist18, die Angabe des Herkunftslandes bei Souvenirs19.

Der Gerichtshof hat dabei die seit seinem Grundsatzurteil im Falle „Cassis
de Dijon"20 vertretene Auffassung bestätigt21, daß Erzeugnisse, die in einem
Mitgliedstaat rechtmäßig hergestellt und in den Verkehr gebracht worden sind,
in einem anderen Mitgliedstaat nur durch Regelungen über die Vermarktung
verboten werden können, die notwendig sind, um zwingenden Erfordernissen
insbesondere des Gesundheitsschutzes, der Lauterkeit des Handelsverkehrs
und des Verbraucherschutzes gerecht zu werden.

Eine weitere Gruppe von Entscheidungen zu Art. 30 und 36 EWG-Vertrag
betrifft die Frage, inwieweit sich die Ausübung gewerblicher Schutzrechte als
eine Maßnahme gleicher Wirkung wie eine mengenmäßige Beschränkung dar-
stellt und verboten ist22.

Ein weiteres Urteil23 zum Warenverkehr hat Aufsehen erregt, wiewohl es
nicht mehr als Selbstverständliches aussagt. Es handelt sich um die zweifelhafte
Praxis der sog. „Butterfahrten". Danach können Passagiere von Schiffen, die in
See stechen, aber keinen Hafen in einem Drittland anlaufen, auf dem Schiff er-
worbene Waren in bestimmtem Umfang zollfrei einführen. Der Gerichtshof
hält diese Praxis mit dem Gemeinschaftsrecht für unvereinbar, weil dieses vom
Zoll nur solche Waren befreit, die aus einem Drittland eingeführt werden, und
der deutsche Gesetzgeber keine Kompetenz hat, eine darüber hinaus gehende
Zollbefreiung zu gewähren.

Eine für den Gemeinsamen Markt grundlegende Aussage enthält das Urteil
vom 12.11.1981 zur Freiheit des Kapitalverkehrs24. Der Gerichtshof hat erst-
mals entschieden, daß Art. 67 EWG-Vertrag im Gegensatz zu den Vorschrif-
ten, die die Freiheit des Waren- und Personenverkehrs gewährleisten, keine
unmittelbare Wirksamkeit hat. Das hat zur Folge, daß die Mitgliedstaaten Be-
schränkungen des Kapitalverkehrs - im konkreten Falle ging es um die Wie-
derausfuhr von Banknoten — solange aufrecht erhalten oder neue erlassen kön-
nen, als nicht Durchführungsvorschriften der Gemeinschaft dieses den Mit-
gliedstaaten untersagen.

Für den Bereich des Niederlassungsrechts stellt der Gerichtshof fest25, daß
ein Mitgliedstaat, der die Niederlassung als praktischer Arzt von einer Zusatz-
ausbildung abhängig macht, das in einem anderen Mitgliedstaat, der eine sol-
che Zusatzausbildung nicht kennt, erworbene Arztdiplom gemäß der entspre-
chenden Richtlinie der EG auch dann anzuerkennen hat, wenn es sich um ei-
nen eigenen Staatsangehörigen handelt. Diese Entscheidung wirft die wichtige
Frage auf, ob nicht derjenige, der in dem Mitgliedstaat mit den höheren Anfor-
derungen sein Examen abgelegt hat, gegenüber demjenigen diskriminiert wird,
der sein Diplom in dem Mitgliedstaat mit geringeren Anforderungen erworben
hat.

Hingewiesen sei schließlich noch auf eine Reihe von Entscheidungen zum
Wettbewerbsrecht und zu Steuerfragen26.
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Vertragsverletzungsverfahren

Die in den vergangenen Jahren zu beobachtende steigende Tendenz bei der
Anzahl der Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 169 EWG-Vertrag hat sich
1981 nicht fortgesetzt. Die Kommission hat zwar 43 neue Verfahren gegenüber
240 im Jahre 1980 eingeleitet. Die Zahl der mit Gründen versehenen Stellung-
nahmen der Kommission und der vor den Gerichtshof gebrachten Rechtssa-
chen ist jedoch erheblich höher als im Vorjahr: 150 mit Gründen versehene
Stellungnahmen gegenüber 82 und 50 Klagen gegenüber 28 im Jahre 1980.

Anlaß für 75 % der Vertragsverletzungsverfahren waren die mangelnde Um-
setzung und die fehlerhafte Anwendung von Richtlinien sowie die Nichtmittei-
lung nationaler Durchführungsvorschriften. Von den 50 beim Gerichtshof an-
hängig gemachten Vertragsverletzungsverfahren betrafen 35 die Nichtanwen-
dung von Richtlinien.

Die Fälle verteilen sich wie folgt auf die Mitgliedstaaten: Italien 15; Belgien
9; Niederlande 5; Frankreich 2; Vereinigtes Königreich, Irland, Luxemburg,
Dänemark je 1.

Im Jahre 1981 erließ der Gerichtshof 17 Urteile in Vertragsverletzungsver-
fahren. In 16 Fällen stellte er Verstöße gegen den EWG-Vertrag fest. 15
Rechtssachen wurden aus dem Register des Gerichtshofs gestrichen, da die
Mitgliedstaaten im Laufe des Streitverfahrens die erforderlichen Maßnahmen
getroffen hatten.

Die Verstöße betrafen: die vom Vereinigten Königreich getroffenen Be-
standserhaltungsmaßnahmen für bestimmte Fischarten27; die Nichtanwendung
mehrerer Richtlinien durch Italien in den Bereichen Düngemittel28, Druckbe-
hälter29, öffentliche Lieferaufträge30, gefährliche Stoffe31, Meßinstrumente32,
Umweltschutz33 und Verkehr34; die Weigerung Belgiens, bestimmte Maßnah-
men im Bereich der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer zu ergrei-
fen35; die Regelung wonach Irland verlangte, daß eingeführte Schmuckwaren
aus Metall die Angabe des Herkunftsortes oder die Bezeichnung „foreign" tra-
gen müssen36; das von Italien ausgesprochene Verbot, andere Essigarten als
Weinessig einzuführen und unter der Bezeichnung „acito" in den Verkehr zu
bringen37.

Nur in einem Falle, bei dem es sich um die Zahlung von Abgaben bei der
Einfuhr von Reprographiegeräten durch Frankreich handelte, hat der Ge-
richtshof die Klage als unbegründet abgewiesen38. In allen anderen Fällen sind
die Mitgliedstaaten wegen Vertragsverletzung verurteilt worden.
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